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Satzung über die Schülerbeförderung im  

Landkreis Helmstedt vom 12.06.2009 
 in der Fassung der 10. Änderungssatzung  

vom 24.09.2025 
 

Aufgrund des § 10 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. Nr. 31/2010 S. 576), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29.01.2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 3) i. V. m. § 114 
des Niedersächsischen Schulgesetzes (NSchG) in der Fassung vom 03.03.1998 (Nds. GVBl. 
S.137), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 15.05.2024 (Nds. GVBl. 2024 Nr. 35) hat 
der Kreistag des Landkreises Helmstedt in seiner Sitzung am 24.09.2025 die 10. Änderungssat-
zung beschlossen. Danach gilt folgende Satzung: 

 
§ 1 Anspruchsberechtigung 
(1) Ein Anspruch auf Beförderung zur nächsten Schule der gewählten Schulform und zurück 

oder auf Erstattung der notwendigen Aufwendungen für den Schulweg nach § 114 Absatz 
1 Satz 2 NSchG (Beförderungs- oder Erstattungspflicht) besteht für 

a) Kinder, die einen Schulkindergarten besuchen, 
b) Kinder, die an besonderen Sprachfördermaßnahmen nach § 64 Absatz 3 NSchG teil-

nehmen, 
c) Schülerinnen und Schüler der 1. - 10. Schuljahrgänge der allgemeinbildenden Schu-

len, 
d) Schülerinnen und Schüler der 11. - 12. Schuljahrgänge der Förderschulen mit Förder-

schwerpunkt geistige Entwicklung, 
e) Schülerinnen und Schüler der Berufseinstiegsschule, 
f) Schülerinnen und Schüler der ersten Klasse von Berufsfachschulen, soweit die Schüle-

rinnen und Schüler diese ohne Sekundarabschluss I - Realschulabschluss - besuchen,  

 wenn sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Kreisgebiet haben und der Schulweg die 
Mindestentfernung nach § 2 dieser Satzung überschreitet oder der Schulweg unzumut-
bar i. S. d. § 3 dieser Satzung ist. 

Für die Anspruchsberechtigten wird im Folgenden nur die Bezeichnung Schülerin und Schü-
ler verwendet. 

(2) Für die Schülerinnen und Schüler, die wegen einer dauernden oder vorübergehenden Behin-
derung befördert werden müssen, besteht der Anspruch gem. Abs. 1 unabhängig von der 
Mindestentfernung. Die Beförderungsbedürftigkeit ist grundsätzlich durch ein ärztliches At-
test nachzuweisen. Aus dem Attest muss zweifelsfrei die Diagnose/ Art der Behinderung, 
die Kausalität zwischen Erkrankung/ Behinderung und der Unfähigkeit der Bewältigung ei-
nes selbständigen Schulweges sowie eine Prognose für die Dauer der Anspruchsberechti-
gung hervorgehen.  

 Dem Träger der Schülerbeförderung bleibt es vorbehalten, im Einzelfall ein amtsärztliches 
Gutachten zu verlangen. 

http://www.schure.de/change/2241001/gv11,7,83.htm
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(3) Der Anspruch gem. Abs. 1 besteht nur bei dem Besuch der nach dem Lehr- und Stundenplan 
regelmäßig vorgesehenen Unterrichtsveranstaltungen. Hierzu gehören auch berufsorientie-
rende Maßnahmen (z. B. Profilunterricht an den Berufsbildenden Schulen des Landkreises 
Helmstedt, Betriebserkundungen und Betriebspraktika). Für Fahrten zu Praktikumsbetrie-
ben werden maximal die günstigsten Tarife des öffentlichen Personennahverkehrs im Ge-
biet des Verbundtarifes Region Braunschweig erstattet. Darüberhinausgehende Fahrtkos-
ten sind von den Erziehungsberechtigten zu tragen. 

 Bei Schulwanderungen, Schullandheimaufenthalten, Besichtigungen, Schulfesten u. ä. Ver-
anstaltungen besteht der Anspruch nur für den Weg zur Schule zu den gewöhnlichen Schul-
anfangszeiten mit den üblicherweise zur Verfügung stehenden Beförderungsmitteln. Be-
ginnt oder endet der Sportunterricht in einer Sportstätte oder einem Fachraum, die/der mehr 
als 500 m entfernt liegt, so beginnt oder endet dort die Beförderung.  

(4) Für den Weg zur nächsten Haltestelle eines vom Landkreis Helmstedt bestimmten Beför-
derungsmittel besteht der Anspruch gem. Abs. 1 nur, wenn der kürzeste Weg zwischen den 
Haltestellen und der Wohnung der Schülerin oder des Schülers bzw. dem nächstgelegenen 
benutzbaren Hauseingang des Schulgebäudes der von der Schülerin oder dem Schüler be-
suchten Schule insgesamt die Mindestentfernung des § 2 dieser Satzung überschreitet o-
der die zumutbare Schulwegzeit gemäß § 3 dieser Satzung für den gesamten Schulweg in 
eine Richtung regelmäßig überschritten wird. 

(5) Liegt die nächste Schule außerhalb des Gebietes des Landkreises Helmstedt, ist die Ver-
pflichtung nach Abs. 1 dieser Satzung grundsätzlich auf die Erstattung der notwendigen 
Aufwendungen für den Schulweg beschränkt. Erstattet werden die notwendigen Aufwen-
dungen maximal bis zur Höhe der Kosten der teuersten Zeitkarte des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs, die der Landkreis Helmstedt bei der Schülerbeförderung in seinem Gebiet 
zu erstatten hätte. Dies gilt nicht, wenn eine Förderschule oder eine Schule außerhalb des 
Kreisgebietes gemäß Schulbezirkssatzung des Landkreises Helmstedt besucht wird. 

 
§ 2 Mindestentfernungen 
(1) Für den Personenkreis nach § 1 Abs. 1 a) - f) dieser Satzung besteht eine Beförderungs- 

oder Erstattungspflicht, wenn für den kürzesten Schulweg zwischen Wohnung und Schule 
(einfache Strecke) die folgenden Mindestentfernungen überschritten werden: 

 
1. Schülerinnen und Schüler 

- des Schulkindergartens,      mehr als 
- die an Sprachfördermaßnahmen     2.000 m 

gem. § 64 Abs. 3 NSchG teilnehmen, 
- der 1. bis 6. Schuljahrgänge 

 
2. Schülerinnen und Schüler 

- der 7. bis 10. Schuljahrgänge,     mehr als 
- der Berufseinstiegsschule,     3.000 m 
- der 1. Klasse von Berufsfachschulen, soweit diese 

ohne Sekundarabschluss I besucht werden 
 

Für Schülerinnen und Schüler, die eine Förderschule mit Förderschwerpunkt geistige Ent-
wicklung besuchen, gilt keine Mindestentfernung. 
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(2) Maßgebend für die Ermittlung der Mindestentfernungen ist die kürzeste, zumutbare, zwi-
schen der Haustür des Wohngebäudes der Schülerin bzw. des Schülers und dem nächstge-
legenen benutzbaren Hauseingang des Schulgebäudes zu Fuß zurückzulegende Wegstre-
cke, auch wenn diese nicht von Kraftfahrzeugen befahrbar ist. Hierunter fällt auch der Weg 
von der Wohnung zur nächsten Haltestelle des öffentlichen Personennahverkehrs bzw. von 
der Haltestelle am Schulort zum Schulgebäude, wobei der Weg zur Haltestelle bzw. von der 
Umsteigehaltestelle zum Schulgebäude als Einheit gilt. 

(3) Soweit der Schülerin oder dem Schüler vom Landkreis Helmstedt ein bestimmter Schulweg 
empfohlen wird, gilt dieser für die Berechnung der Mindestentfernung. 

(4)  Ein Beförderungsanspruch besteht in besonders begründeten Ausnahmefällen unabhängig 
von den in den Abs. 1 und 2 genannten Mindestentfernungen, wenn der zu Fuß zurückzule-
gende Schulweg als nicht sicher einzustufen ist. Die üblicherweise im Straßenverkehr auf-
tretenden Gefahren sind keine Sicherheitsbeeinträchtigungen in diesem Sinne. Dies gilt ent-
sprechend für den Weg zur nächsten Haltestelle i. S. v. § 1 Abs. 4 dieser Satzung. 

 
§ 3 Zumutbare Schulwegzeiten 
(1) Bei der Benutzung der zur Beförderung eingesetzten Verkehrsmittel gelten folgende Schul-

wegzeiten (Fahr- und Fußwegzeiten einschl. der notwendigen Umstiege) für den gesamten 
Schulweg in einer Richtung grundsätzlich als zumutbar: 

1. im Primarbereich sowie für Kinder nach § 1 Absatz 1 Buchstaben a) und b) dieser Sat-
zung nicht mehr als 45 Minuten, 

2. im Sekundarbereich I nicht mehr als 75 Minuten, 
3. für Schülerinnen und Schüler der berufsbildenden Schulen nach § 1 dieser Satzung, 

nicht mehr als 90 Minuten für den gesamten Schulweg in eine Richtung. 
(2)  Abweichend von Abs. 1 gilt für Schülerinnen und Schüler an 

1. Ersatzschulen i. S. d. §§ 142, 154 NSchG, Ergänzungsschulen i. S. d. §§ 160, 161 NSchG, 
2. Schulen, deren Einzugsbereich das gesamte Kreisgebiet umfasst, 
3. Schulen, die nicht identisch sind mit den nach Schulbezirkseinteilung zu besuchenden 

Schulen und für deren Besuch gemäß § 63 Abs. 3 S. 4 NSchG oder gemäß § 137 NSchG 
eine Genehmigung von der Schulbehörde erteilt wurde, 

4. Schulen, die als Folge eines nach § 63 Abs. 4 NSchG in Anspruch genommenen Wahl-
rechts besucht werden, 

5. Schulen mit besonderem überregionalem Angebot, 
6. Schulen außerhalb des Landkreises Helmstedt, 

im Primarbereich eine Schulwegzeit von nicht mehr als 60 Minuten, in den übrigen Be-
reichen von nicht mehr als 120 Minuten für den gesamten Schulweg in eine Richtung 
als zumutbar. 

(3) In besonderen Fällen (z. B. bei einer besonders schlechten Verkehrsanbindung oder bei 
Schulen mit einem besonderen überregionalen Angebot) können die Grenzen der Zumut-
barkeit durch den Landkreis Helmstedt höher angesetzt werden, wenn das öffentliche Inte-
resse an einer wirtschaftlichen Organisation der Schülerbeförderung das erfordert; § 114 
Abs. 2 S. 2 NSchG findet entsprechende Anwendung. 
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(4) Bei der Berechnung der Schulwegzeiten sind die fahrplanmäßigen Fahrtzeiten des öffentli-
chen Personennahverkehrs und für je 200 m Fußweg für den Primarbereich sowie für je   
250 m Fußweg für alle übrigen Bereiche 3 Minuten anzusetzen. 

 
§ 4 Wartezeiten 
(1) Folgende Wartezeiten gelten im Primar- und im Sekundarbereich I und II als grundsätzlich 

zumutbar: 

1. vor Unterrichtsbeginn 30 Minuten, 
2. nach Unterrichtsschluss 50 Minuten. 

(2) Bei der Beförderung der Schülerinnen und Schüler im öffentlichen Personennahverkehr, bei 
dem der Buseinsatz zu fahrplanmäßig vorgegebenen Zeiten erfolgt, gelten auch längere als 
die in Abs. 1 genannten Wartezeiten als zumutbar, wenn eine Verlegung der fahrplanmäßig 
vorgegebenen Fahrzeiten vom Landkreis Helmstedt nicht erreicht werden kann oder auf-
grund öffentlicher Interessen nicht zu vertreten ist. Entsprechendes gilt im freigestellten 
Schülerverkehr, wenn Fahrzeitverbesserungen nur mit nicht vertretbarem wirtschaftlichem 
Aufwand erreichbar sind. 

(3) Bei auftretenden Unterrichtsausfällen besteht kein Anspruch auf Beförderung außerhalb 
des Fahrplanes. Die zusätzlich entstehenden Wartezeiten sind keine Wartezeiten im Sinne 
von Abs. 1. Dies gilt entsprechend für Beförderungen im Rahmen einer vom Landkreis Helm-
stedt bereitgestellten eigenen Beförderungsleistung. 

 
§ 5 Beförderungsmittel 
(1) Für die Beförderung von Schülerinnen und Schülern kommen in Betracht: 

1. Verkehrsmittel, 
2. Öffentliche durch den Landkreis Helmstedt beauftragte freigestellte Verkehre (Bus, 

Taxi, Mietwagen) eines zuverlässigen Beförderungsunternehmens, 
3. die von den Erziehungsberechtigten oder der Schülerin bzw. dem Schüler gestellten o-

der angemieteten Fahrzeuge (Privatfahrzeuge). 

(2) Der Landkreis Helmstedt bestimmt das für die Beförderung zu nutzende Beförderungsmit-
tel. Die Beförderung erfolgt grundsätzlich durch die Inanspruchnahme des öffentlichen Per-
sonennahverkehrs, sofern diese unter zumutbaren Bedingungen erfolgen kann und die kos-
tengünstigste Regelung darstellt. Es besteht kein Anspruch auf Beförderung mit einem be-
sonderen Beförderungsmittel oder auf Mitbeförderung einer Begleitperson. 
 

(3) Auf Antrag kann zur Schülerbeförderung ein privates Kraftfahrzeug gegen Erstattung der 
notwendigen Aufwendungen gemäß § 6 eingesetzt werden, wenn  

1. Öffentliche Verkehrsmittel nicht zur Verfügung stehen,  
2. aus ärztlicher Sicht aufgrund einer schulwegspezifischen oder vorübergehenden Be-

hinderung eine Beförderung unter Inanspruchnahme des öffentlichen Personennahver-
kehrs nicht möglich ist, 

3. der Fußweg zur nächsten Haltestelle des öffentlichen Personennahverkehrs länger als 
2000 m ist, 
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4. die in den §§ 3 und 4 dieser Satzung genannten Schulweg- und Wartezeiten regelmäßig 

überschritten werden oder 
5. die Beförderung mit einem privaten Kraftfahrzeug nach den Regelungen dieser Satzung 

kostengünstiger ist. 

(4) Nimmt eine Schülerin oder ein Schüler eine unmittelbare Beförderungsleistung (Nutzung 
des ÖPNV durch Bereitstellung einer SSZK) des Landkreises Helmstedt nicht in Anspruch, 
so werden ihr/ihm anderweitig entstandene Aufwendungen für den Schulweg nicht erstat-
tet. 

 
§ 6 Notwendige Aufwendungen 
Notwendige Aufwendungen sind nur solche, die bei Benutzung des durch den Landkreis Helm-
stedt bestimmten Beförderungsmittels entstehen. 
 
Als notwendige Aufwendungen gelten  
 

1. bei der Inanspruchnahme des öffentlichen Personennahverkehrs die jeweils günstigs-
ten Fahrtarife, 

2. bei der Beförderung mit privaten Kraftfahrzeugen (PKW) der gemäß § 5 (Wegstrecken-
entschädigung) der Niedersächsischen Reisekostenverordnung gültige Entschädi-
gungsbetrag pro Fahrkilometer, wenn die Fahrten ausschließlich zum Zwecke der 
Schülerbeförderung durchgeführt werden. Die Höhe der Erstattung richtet sich nach der 
kürzesten Entfernung zwischen Wohnanschrift und Schule, die mit dem PKW zurück-
gelegt werden kann. 

Erstattungsfähig sind jeweils eine Hin- und Rückfahrt pro Schultag, an dem die Schule besucht 
wird.  
 
§ 7 Anträge auf Fahrtkostenerstattung 
(1)  Der Anspruch auf Ersatz der notwendigen Aufwendungen für den Schulweg ist bis zum 

31.10. eines jeden Jahres für das abgelaufene Schuljahr beim Landkreis Helmstedt geltend 
zu machen; maßgeblich ist das Datum des Antragseingangs beim Landkreis Helmstedt.  

Anträge, die nach dem 31.10. beim Landkreis Helmstedt eingehen, werden nicht mehr be-
rücksichtigt. 

(2)  Bei Anträgen auf Fahrtkostenerstattung werden nur die nachweislich entstandenen notwen-
digen Aufwendungen nach § 6 dieser Satzung für den Schulweg erstattet. Die Fahrbelege 
sind den Anträgen im Original beizufügen. 

 
§ 8 Fahrradpauschale für Schülerinnen und Schüler 

Der Landkreis Helmstedt zahlt allen nach § 1 Abs. 1 Buchst. c) bis f) anspruchsberechtigten 
Sekundarschülerinnen und -schülern eine Fahrradpauschale, wenn sie ihre Sammelschüler-
zeitkarten zu Beginn des jeweiligen Schuljahres innerhalb der ersten drei Schulwochen zurück-
geben. Aus der beizufügenden schriftlichen Erklärung muss hervorgehen, ob im gesamten 
Schuljahr oder aber nur im Sommerhalbjahr (01.04. – 30.09.) auf die Schülerbeförderung ver-
zichtet werden soll.  

Die Fahrradpauschale beträgt: 
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a) 100,00 € bei Verzicht auf Schülerbeförderung im gesamten Schuljahr 
b) 50,00 € bei Verzicht auf Schülerbeförderung im Sommerhalbjahr (01.04. - 30.09.) 

 
§ 9 Änderung oder Wegfall der Anspruchsvoraussetzungen 
(1) Entfällt oder verändert sich der Anspruch auf Schülerbeförderung während des Schuljahres 

(z.B. Schul- oder Wohnungswechsel), ist die bereitgestellte Fahrkarte unverzüglich und 
ohne Aufforderung an den Landkreis Helmstedt zurückzugeben. 

(2) Der Anspruch auf Schülerbeförderung gegenüber dem Landkreis Helmstedt entfällt in je-
dem Fall, wenn sich der gewöhnliche Aufenthalt nicht mehr im Gebiet des Landkreises 
Helmstedt befindet. 

(3) Wird die Fahrkarte ohne Anspruchsberechtigung nicht unverzüglich an den Landkreis Helm-
stedt zurückgegeben, ist der Landkreis Helmstedt berechtigt, den Erziehungsberechtigten 
bzw. der volljährigen Schülerin oder dem volljährigen Schüler die anteiligen Kosten der Fahr-
karte in Rechnung zu stellen. 

(4) Der Anspruch setzt den regelmäßigen Schulbesuch voraus. Bei Schulpflichtverletzungen 
können die Kosten der Sammel-Schülerzeitkarte zurückgefordert werden. 

 
§ 10 Ersatzausstellung einer Fahrkarte 
Im Falle des Verlustes oder der Beschädigung einer Fahrkarte besteht Anspruch auf Ausstellung 
einer Ersatzfahrkarte. 

Die Höhe der Bearbeitungsgebühr richtet sich nach den jeweils gültigen Tarifbestimmungen des 
Verkehrsverbunds Region Braunschweig. 

 
§ 11 Fahrtkosten für Austauschschülerinnen und -schüler 
Für Schülerinnen und Schüler aus dem Ausland, die sich im Rahmen des Schüleraustauschs im 
Landkreis Helmstedt aufhalten, werden die notwendigen Schülerbeförderungskosten vom Woh-
nort der Gastfamilie zur jeweiligen Schule übernommen. Im Übrigen gelten die Bestimmungen 
dieser Satzung. 

 
§ 12 Inkrafttreten 
Diese Satzungsänderung tritt nach Veröffentlichung im Amtsblatt des Landkreises Helmstedt 
zum 01.10.2025 in Kraft. 
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